


BERTRAM EBERT 

Die Geschäftsanmaßung 



Schriften zum Bürgerlichen Recht 

Band 232 



Die Geschäftsanmaßung 
Zur Funktion des § 687 Abs. 2 BOB 

im privatrechtlichen Anspruchssystem 

Von 

Bertram Ebert 

Duncker & Humblot . Berlin 



Die Deutsche Bibliothek - CIP-Einheitsaufnahme 

Ebert, Bertram: 
Die Geschäftsanmaßung : zur Funktion des § 687 Abs. 2 BGB 
im privatrechtlichen Anspruchssystem I von Bertram Ebert. -
Berlin : Duncker und Humblot, 2000 

(Schriften zum Bürgerlichen Recht; Bd. 232) 
ISBN 3-428-09699-1 

Alle Rechte vorbehalten 
© 2000 Duncker & Humblot GmbH, Berlin 

Fotoprint: Berliner Buchdruckerei Union GmbH, Berlin 
Printed in Germany 

ISSN 0720-7387 
ISBN 3-428-09699-1 

Gedruckt auf aIterungsbeständigem (säurefreiem) Papier 
entsprechend ISO 97068 



Geleitwort 

Wer sich mit Ansprüchen aus gesetzlichen Schuldverhältnissen befaßt, wird 
bei näherem Zusehen auch der Frage begegnen, wie die sogenannte Geschäfts­
anmaßung (unerlaubte Eigengeschäftsfiihrung) im Sinne des § 687 Abs. 2 BGB 
systematisch einzuordnen ist. Handelt es sich letztlich um den besonderen Tat­
bestand einer ungerechtfertigten Bereicherung ("Eingriffskondiktion") nach 
§ 812 Abs. 1 S. 1,2. Alt. BGB oder um den spezifischen Tatbestand einer un­
erlaubten Handlung (§§ 823 ff. BGB)? Oder ist eine eigenständige Regelung 
gegeben, die - entsprechend ihrem gesetzlichen Standort - eher der Geschäfts­
fiihrung ohne Auftrag (§§ 677 ff. BGB) zuzuordnen ist? Die Antworten sind 
nicht nur von rechtssystematischem Interesse, sondern wirken sich unmittelbar 
auf die Auslegung der Tatbestandsmerkmale und damit auf die Reichweite die­
ser Regelung in der Praxis aus, z. B. beim Schutz absoluter oder relativer 
Rechte und hinsichtlich der Rechtsfolgen bei Maßnahmen unlauteren Wettbe­
werbs. 

Der Verfasser hat sich zu den Grundlagen und den unterschiedlichen An­
wendungsgebieten aller mit § 687 Abs. 2 BGB zusammenhängenden Probleme 
unter umfassender Aufarbeitung von Rechtsprechung und Literatur angenom­
men. Mit außerordentlicher Gründlichkeit sind auch die dogmengeschichtli­
chen Einsichten berücksichtigt worden. Das hohe Argumentationsniveau und 
die vom Verfasser erzielten Erkenntnisfortschritte vermitteln der Untersuchung 
durchaus den Rang einer meines Erachtens habilitationswürdigen Leistung. 
Dennoch habe ich befiirwortet, die Ergebnisse schon jetzt dem allgemeinen 
Zugang nicht länger vorzuenthalten. Die Untersuchung sollte als grundlegendes 
Werk die ihr gebührende Beachtung in Wissenschaft und Praxis fmden. 

Mainz, im Juli 1999 Walther Hadding 





Vorwort 

Die vorliegende Arbeit wurde von Professor Dr. Hadding, Mainz, angeregt 
und betreut. Dafilr möchte ich ihm an dieser Stelle herzlich danken. 

Dem Verlag Duncker & Humblot danke ich rur die Aufnahme der Arbeit in 
die "Schriften zum Bürgerlichen Recht". 

Die Arbeit wurde im wesentlichen im April 1998 fertiggestellt. Später veröf­
fentlichte Rechtsprechung und Literatur konnte noch bis Ende 1998 berück­
sichtigt werden. 

Heidelberg, im Juli 1999 Bertram Ebert 
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Einleitung 

I. Klärung der Terminologie 

Der Tatbestand, den § 687 Abs. 2 S. 1 BGB mit den Worten umschreibt, daß 
jemand ein fremdes Geschäft als sein eigenes behandelt, obwohl er weiß, daß 
er nicht dazu berechtigt ist, wird heute meist als "unerlaubte Eigengeschäfts­
fiihrung" I, "angemaßte Eigengeschäftsfiihrung"2 oder "Geschäftsanmaßung"3 
bezeichnet. Der sprachlichen Kürze wegen wird hier der Begriff "Geschäfts­
anmaßung" verwendet. Dagegen bietet sich der Begriff "unerlaubte Eigenge­
schäftsfiihrung" an, wenn es gilt, auch die unter § 687 Abs. 1 BGB fallende 
unwissentlich-rechtswidrige Eigengeschäftsfiihrung einzubeziehen. 

Weniger gebräuchlich ist heute der früher überwiegend verwendete Aus­
druck "unechte Geschäftsfiihrung ohne Auftrag"4. Da dieser Terminus die spe-

I So z. B. BGH NJW 1964, 1853; BAG AP Nr. 5 zu § 687 BGB; Soergel-Mühl, 
§ 687 Rdnr. 4; Jauernig-Vollkommer, § 687 Rdnr.5; StudK-Beuthien, § 687 Anm.3; 
Nipperdey, FS Böhm, S. 163; ders., in: Staudinger, 11. Aufl., § 687 Rdnr.3; Isele, 
Anm. AP Nr. 2 zu § 687 BGB; Köndgen, RabelsZ Bd.56 (1992), S.700; Neumann­
Duesberg, BB 1965, S. 729; Brandner, GRUR 1980, S. 362; Niewiarra, passim. 

2 So z. B. BGHZ 119,257,258 f; 131,297,306; BGH NJW-RR 1989, 1255 ff = 
DB 1989, 1762 f; Erman-Ehmann, § 687 Rdnr. 3; Palandt-Thomas, § 687 Rdnr. 2; 
Seiler, EWiR 1988, S. 777; Reichard, AcP Bd. 193 (1993), S. 568; Helm, Gutachten, 
S. 359 f.; Giesen, Jura 1996, S. 347 f; Henssler, JuS 1991, S. 928; MartinekJTheobald, 
JuS 1997, S. 615 ff - Staudinger-Wittmann, vor §§ 677 ff. Rdnr. 5, § 687 Rdnr. 5 ff . 
spricht von "böswilliger Eigengeschäftsführung". 

3 So z. B. AK-Joerges, § 687 Rdnr. 2 f.; Larenz, SchuldR 1111, § 57 II b; Esser/ 
Weyers, § 46 IV 2; Schlechtriem, SchuldR BT, Rdnr. 608; Emmerich, SchuldR BT, § 13 
Rdnr. 24; Medicus, BR, Rdnr. 417; Isele, Geschäftsbesorgung, S. 170; Wollschläger, 
GoA, S. 17 und öfter; ders., JA 1979, S. 184; Baumbach/Hefermehl, UWG, Ein!. 
Rdnr.414; Schricker-Wild, UrhG, § 97 Rdnr.74; H. Roth, FS Niederländer, S.379; 
Söllner, JuS 1967, S. 451; Berg, JuS 1975, S.682, 688 f; Schwerdtner, Jura 1982, 
S.647; König, Gutachten, S. 1556; Thum, S. 1 ff. - Die Bezeichnung "Geschäfts­
anmaßung" hat sich auch in der Literatur zu Art. 423 schweiz. OR durchgesetzt, wo sie 
allerdings auf die unwissentlich-unerlaubte Eigengeschäftsführung erstreckt wird; vg!. 
Suter, S. 115 ff; Widmer, S. 80 ff.; Moser, SJZ Bd.42 (1946), S.2; Weber, ZSR NF 
Bd. 111, I (1992), S. 344 f; Friedrich, ZSR Bd. 64 (1945), S. 39, der der "Geschäfts­
anmaßung im engeren Sinne" die "unwissentliche Geschäftsanmaßung" gegenüberstellt. 

4 So aber z. B. noch Fikentscher, SchuldR, Rdnr. 945; Oppermann, AcP Bd. 193 
(1993), S. 508; Krumm, S. 63 ff.; gegen den Begriff "unechte Geschäftsführung ohne 
Auftrag" u. a. Wittmann, S. 151; ders., in: Staudinger, vor §§ 677 ff Rdnr. 5; Erman-



26 Einleitung 

zifischen Tatbestandsmerkmale des § 687 Abs. 2 BGB nur sehr ungenau be­
zeichnet, eignet er sich nicht zur Beschreibung der von § 687 Abs. 2 BGB er­
faßten Lebenssachverhalte. Er ist jedoch mangels Alternativen nach wie vor 
unentbehrlich, wenn es darum geht, die gesetzgeberische Regelung, die die Ge­
schäftsanmaßung im BGB erfahren hat, und ihre historischen Vorläufer zu be­
zeichnen5. Unter der Theorie der unechten Geschäftsfiihrung ohne Auftrag ist 
die Lehre zu verstehen, nach der die Geschäftsanmaßung zwar mangels 
Fremdgeschäftsführungswillens nicht den Tatbestand der Geschäftsführung 
ohne Auftrag erfüllt, dem Geschäftsherrn jedoch gestattet wird, die bei einer 
regulären Geschäftsfiihrung ohne Auftrag bestehenden Rechte geltend zu ma­
chen. Es handelt sich also um eine vermittelnde Position zwischen der objekti­
ven Theorie der Geschäftsführung ohne Auftrag, für die das Kennzeichen der 
Geschäftsführung ohne Auftrag die Führung objektiv fremder Geschäfte ist, 
und der (strengen) subjektiven Theorie, die die beiderseitigen Ansprüche vom 
Vorliegen des Fremdgeschäftsfiihrungswillens abhängig macht6. 

Innerhalb der Theorie der unechten Geschäftsführung ohne Auftrag lassen 
sich eine weitere und eine engere Auffassung unterscheiden. Die erstere er­
streckt die Rechtsfolgen der Geschäftsführung ohne Auftrag auf jede eigen­
nützige Führung fremder Geschäfte7. Die letztere, der § 687 BGB folgt, setzt 
dagegen das Bewußtsein, ein fremdes Geschäft zu führen, voraus. 

Ehmann, § 687 Rdnr. I; Medicus, BR, Rdnr.406; Brückmann, S. 47 f.; Isele, Ge­
schäftsbesorgung, s. 169 f; v. Bargen, s. 9 f.; Friedrich, ZSR Bd.64 (1945), S.23; 
Suter, S. 114 f. 

5 Ebenso v. Monroy, S. 23 f.; Bertrams, S. 18; Moser, Herausgabe, S. 102 f. 
6 So etwa nach h. M. die Zivilgesetzbücher Frankreichs und Österreichs, die eine 

dem § 687 Abs. 2 BGB entsprechende Vorschrift nicht kennen. In Frankreich wurden 
allerdings die fllr die uneigennützige Geschäftsfllhrung ohne Auftrag geltenden Vor­
schriften der Art. 1372 ff. franz. eod. civ. in der älteren Literatur und Rechtsprechung 
teils im Interesse des Geschäftsfllhrers, teils zum Schutz des Geschäftsherrn auch auf 
den ohne Fremdgeschäftsfllhrungswillen handelnden Geschäftsfllhrer erstreckt (dazu 
ausf. Moser, Herausgabe, S. 95 ff.; Thum, S. 88 ff., jeweils m. w. Nachw.). Die heute 
h. M. lehnt dies ab (vgl. Thum, S. 94 ff. m. w. Nachw.). In Österreich wird von man­
chen unter Berufung darauf, daß der unredliche Eigengeschäftsfllhrer nicht besser ste­
hen dürfe als der redliche Fremdgeschäftsflihrer, eine Erstreckung der Rechtsfolgen der 
Geschäftsflihrung ohne Auftrag auf die Geschäftsanmaßung gefordert. Die praktische 
Bedeutung der Frage wird hier in erster Linie in der Verpflichtung des Geschäftsfllhrers 
zur Rechnungslegung gesehen (vgl. Meissel, S. 164 ff. m. w. Nachw.). 

7 So nach h. M. Art. 423 schweiz. OR; vgl. BGE 97 11 169, 177 f.; Moser, Heraus­
gabe, S. 216 f; Th. Fischer, S. 20 ff., 128 f.; Amrein, S. 37 f; Thum, S. 56 ff.; Widmer, 
S. 84 ff.; Suter, S. 126 ff; Friedrich, ZSR Bd. 64 (1945), S. 42 ff. Nach teilweise vertre­
tener Ansicht, die sich insbes. auf die Entstehungsgeschichte der Vorschrift berufen 
kann, erfaßt Art. 423 schweiz. OR daneben auch die unberechtigte Fremdgeschäftsflih­
rung; so etwa Gautschi, OR, Art. 423 Anm. 1; Amrein, S. 66; Suter, S. 122 ff.; Thum, 
S. 25 ff; Friedrich, a.a.O., S. 22. Die heute in der Literatur vorherrschende Auffassung 
will die Vorschrift dagegen auf die bösgläubige Eigengeschäftsflihrung beschränken; 
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11. Die Entstehungsgeschichte des § 687 Abs. 2 BGB 

Als historisches Vorbild des § 687 Abs. 2 BGB gilt das Digestenfragment 
Labeo-Ulpian D. 3, 5, 5, 58. Die Stelle zitiert zunächst die Äußerung des früh­
klassischen Juristen Labeo, daß derjenige, der Geschäfte eines andern nicht mit 
Rücksicht auf diesen, sondern um seines eigenen Vorteils willen geführt hat, 
eher sein Geschäft als das des andern gefiihrt habe. Doch, so heißt es weiter, 
nichtsdestoweniger, ja sogar um so mehr hafte er mit der Geschäftsfiihrungs­
klage, während er wegen seiner Aufwendungen gegen den andern eine Klage 
nur insoweit habe, als dieser bereichert ist9. 

Der Fall, der hier besprochen wird, ist also der, daß jemand eigennützig ein 
fremdes Geschäft führt, und zwar, was anfangs noch offen bleibt, dann aber 
durch den Ausdruck "depraedandi causa" (um den andern auszuplündern) klar­
gestellt wird, nicht irrtümlich, sondern im Bewußtsein, ein fremdes Geschäft zu 

so z. B. Hofstetter, ZBJV Bd. 100 (1964), S. 228 ff.; ders., SPR VII/2, S. 211 ff.; Ho­
lenstein, S. 168 ff.; Lischer, S. 43 ff.; Nietlispach, S. 105 f., 119 ff.; Schmid, OR, Art. 
423 Rdnr. 7 ff., 21 ff. Dabei ist zu beachten, daß nach Art. 3 Abs. 2 schweiz. ZGB sich 
auf seinen guten Glauben nicht berufen kann, wer bei der von ihm nach den Umständen 
zu verlangenden Aufmerksamkeit nicht gutgläubig sein durfte, und die schweiz. litera­
tur daher der wissentlichen die fahrlässig-unwissentliche Führung fremder Geschäfte 
gleichstellt; vgl. Schmid, OR, Art. 423 Rdnr. 21 ff.; Gautschi, OR, Art. 423 Anm. 1 c; 
Moser, a.a.O., S. 217; Hofstetter, SPR VII/2, S. 211; Nietlispach, S. 120; Holenstein, 
S. 174; Widmer, S.84; Lischer, S.51; Thum, S.58. - Die Literatur zu Art. 423 
schweiz. OR behandelt zahlreiche Einzelfragen, denen in der deutschen Literatur allen­
falls im Zusammenhang mit der Eingriffskondiktion und der dritten Schadensberech­
nungsmethode Beachtung geschenkt wird, und ist daher auch fllr jede Untersuchung des 
§ 687 Abs. 2 BGB von großem Interesse. Allerdings lassen sich aufgrund der Unter­
schiede zwischen der deutschen und der schweizerischen Rechtslage nicht alle Stel­
lungnahmen zu Art. 423 schweiz. OR auf § 687 Abs. 2 BGB übertragen. 

8 Die Stelle lautet: "Sed et si quis negotia mea gessit non mei contemplatione, sed 
sui lucri causa, Labeo scripsit suum eum potius quam meum negotium gessisse (qui 
enim depraedandi causa accedit, suo lucro, non meo commodo studet): sed nihilo mi­
nus, immo magis et is tenebitur negotiorum gestorum actione. Ipse tamen si circa res 
meas aliquid impenderit, non in id quod ei abest, quia improbe ad negotia mea accessit, 
sed in quod ego locupletior factus sum habet contra me actionem." 

9 Überwiegend wird davon ausgegangen, daß der Schlußteil der Stelle interpoliert ist 
und die Klassiker dem Geschäftsftihrer jede Klage versagen wollten; vgl. Riccobono, 
BIDR XVIII (1906), S.203 Fn. 1; Pampaloni, BIDR XX (1908), S. 222 f. Fn.6; 
F. Schulz, AcP Bd. 105 (1909), S. 472 f.; Niederländer, S. 122 Fn.38; anders Kaser, 
§ 44 11 2, der den Gegenanspruch des Geschäftsfllhrers als "wohl bereits klassisch" be­
zeichnet. - Über den Urheber der Klage des Geschäftsherrn werden nicht weniger als 
vier Auffassungen vertreten: Während Ruhstrat (AcP Bd.34 (1851), S. 71 ff.) und 
F. Schulz (a.a.O., S. 66 Fn. 154, S. 469 Fn. 1167) sie auf den von Ulpian zitierten Julian 
zurückftihrten, nehmen Reichard (AcP Bd. 193 (1993), S.575 Fn.29, S.582), Witt­
mann (S. 39) und Seiler (Negotiorum gestio, S. 30) offenbar an, der Urheber sei Ulpian. 
Kohler (ArchBürgR Bd. 35 (1910), S. 97) schrieb die Entscheidung Labeo zu. Pampa­
loni (a.a.O.) hielt die Stelle auch insoweit ftir interpoliert. 
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